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Leitsätze

Die Beeinträchtigung des Eigentums infolge eines bestandskräftigen Planfest-
stellungsbeschlusses stellt jedenfalls grundsätzlich keinen schweren Nachteil für
das Gemeinwohl im Sinne des �49 Abs 2 S 1 Nr 5 VwVfG dar, selbst wenn
mehrere Eigentümer betro�en sind und sich die Eigentumsbeeinträchtigungen
als rechtswidrig erweisen.

Tenor

Die Klage wird abgewiesen.1

Der Kläger trägt die Kosten des Verfahrens einschlieÿlich der auÿergerichtlichen2
Kosten der Beigeladenen.

Die Revision wird nicht zugelassen.3

Tatbestand

Der Kläger begehrt von der Beklagten die Aufhebung des Planfeststellungs-4
beschlusses des Eisenbahn-Bundesamtes vom 28.01.2005 für den Umbau des
Bahnknotens Stuttgart �Projekt Stuttgart 21� im Planfeststellungsabschnitt 1.1
(Talquerung mit neuem Hauptbahnhof) und des Planfeststellungsbeschlusses
derselben Behörde vom 19.08.2005 im Planfeststellungsabschnitt 1.2 (Filder-
tunnel).

Er ist Miteigentümer des Grundstücks Flst.Nr. 1322 der Gemarkung Stuttgart.5
Das Grundstück be�ndet sich am Übergang der Planfeststellungsabschnitte 1.1

∗http://openjur.de/u/740763.html (= openJur 2014, 21788)
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und 1.2, die bestandskräftig planfestgestellt sind. Es wird für das Vorhaben zu
einem geringen Teil dauerhaft und zum überwiegenden Teil vorübergehend in
Anspruch genommen, teilweise wird es dinglich beschränkt. Auf dem Grund-
stück ist die Einfahrt zum sog. Fildertunnel geplant. Das auf dem Grundstück
stehende Wohngebäude S... Straÿe ..., in dem sich die Wohnung des Klägers be-
fand, ist im Oktober 2013 abgerissen worden, nachdem die Beigeladene vorzeitig
in den Besitz des Grundstücks eingewiesen worden und ein Antrag des Klägers
auf Gewährung vorläu�gen Rechtsschutzes gegen die vorzeitige Besitzeinweisung
erfolglos geblieben war (Beschluss des Senats vom 19.09.2013 - 5 S 1546/13 -,
juris und nachfolgend: BVerfG, Beschluss vom 20.09.2013 - 1 BvQ 41/13 -).

Gegen den Planfeststellungsbeschluss vom 28.01.2005 für den Planfeststellungsab-6
schnitt 1.1 hatte der Kläger erfolglos Klage erhoben (Senatsurteil vom 06.04.2006
- 5 S 848/05 -). Den Planfeststellungsbeschluss vom 19.08.2005 für den Plan-
feststellungsabschnitt 1.2 hatte der Kläger nicht angefochten; er hatte im An-
hörungsverfahren auch keine Einwendungen erhoben. Im Mai 2012 beantragte
der Kläger beim Eisenbahn-Bundesamt, den Planfeststellungsbeschluss für den
Planfeststellungsabschnitt 1.1 aufzuheben. Seinen im Juni 2012 zur Sicherung
des geltend gemachten Anspruchs gestellten Antrag auf Gewährung vorläu�gen
Rechtsschutzes lehnte der Senat mit Beschluss vom 13.08.2012 (- 5 S 1200/12 -,
juris) ab. Seine hiergegen gerichtete Verfassungsbeschwerde blieb erfolglos (vgl.
BVerfG, Beschluss vom 17.04.2013 - 1 BvR 2614/1 -, juris). Seine ebenfalls gegen
den Beschluss des Senats vom 08.08.2012 erhobene Anhörungsrüge hat der Sen-
at mit Beschluss vom 15.11.2012 (- 5 S 1812/12 -) zurückgewiesen.

Bereits am 10.12.2012 hat der Kläger die vorliegende Klage erhoben. Zur Be-7
gründung trägt er vor, ihm stehe ein Anspruch auf Aufhebung in Form eines
Widerrufs nach �49 Abs. 2 Satz 1 Nr. 3 VwVfG der Planfeststellungsbeschlüsse
für die Planfeststellungsabschnitte 1.1 und 1.2 zu, weil es aufgrund neu einge-
tretener Tatsachen an einem positiven Gesamturteil für das Projekt �Stuttgart
21� fehle. Denn wegen dieser neuen Tatsachen könnten die noch ausstehen-
den Planfeststellungsbeschlüsse für die Planfeststellungsabschnitte 1.3 und 1.6b
nicht mehr erlassen werden. Ohne diese Planfeststellungsbeschlüsse könne das
Gesamtprojekt jedoch nicht verwirklicht werden. Die Abschnitte 1.3 und 1.6b
seien mangels Planrechtfertigung nicht genehmigungsfähig, denn das Gesamt-
projekt stelle wegen fehlender Leistungsfähigkeit des neuen Hauptbahnhofs einen
planerischen Missgri� dar und zudem sei seine Finanzierung ausgeschlossen.

Dr. Engelhardt habe in seinen Stellungnahmen vom 07.06.2012 und vom 06.06.20148
nachgewiesen, dass die Kapazität des derzeitigen Kopfbahnhofs von 50 Zügen
pro Stunde auf 32 Züge pro Stunde sinke, wenn das Projekt eines Durchgangs-
bahnhofs verwirklicht werde. Damit werde das Projektziel der Leistungssteigerung
nicht erreicht; im Gegenteil sinke die Leistung. Die Prognosen der Gutachter
der Bahn, die von einer �ausreichenden und zukunftssicheren Bemessung des
Projekts Stuttgart 21� ausgingen, seien fehlerhaft. Gleiches gelte für den sog.
Stresstest. Dr. Engelhardt habe nachgewiesen, dass die Feststellung der Leis-
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tungsfähigkeit auf einer Auslegungsleistung von nur 32 Zügen beruhe. Bereits
das vom Senat im Verfahren - 5 S 848/05 - als maÿgeblich bezeichnete �Szenario
A�, der Fahrplan also, zu dessen Umsetzung �S 21� ausgelegt und bemessen wor-
den sei, sehe in der Spitzenstunde lediglich 32 Züge vor, wie sich aus dem Urteil
des Senats vom 06.04.2006 ergebe.

Da die für die Beigeladene tätigen Gutachter den wahren Sachverhalt eines Ka-9
pazitätsrückbaus verschleiert und damit verhindert hätten, dass der �geplante
Engpass� von ihm selbst und vom erkennenden Senat habe erkannt werden
können, liege ein Beweisnotstand vor. Ein solcher Beweisnotstand habe nach
der Rechtsprechung des Bundesverwaltungsgerichts zur Folge, dass die ihm erst
nach Abschluss des Vorprozesses erö�nete Möglichkeit der Bescha�ung neuer
Beweismittel einer Änderung des Sachverhalts gleichstehe.

Die Planrechtfertigung sei zudem auch deshalb entfallen, weil die Finanzierung10
des Gesamtprojekts ausgeschlossen sei. Wegen der gesteigerten Kosten sei eine
neue Finanzierungsvereinbarung geschlossen worden. Diese verstoÿe wegen der
�nanziellen Beteiligung des Landes gegen Art. 104a Abs. 1 GG und sei nichtig.
Als eigentumsrechtlich Betro�ener habe er einen Anspruch auf Überprüfung
der Verfassungsmäÿigkeit des Finanzierungsvertrages. Aus Art. 87e Abs. 3 und
4 GG folge, dass der Bund für den Bau und Erhalt des Schienennetzes zuständig
sei. Die Zuständigkeit der Länder erstrecke sich nur auf das Verkehrsange-
bot des Schienenpersonennahverkehrs, also auf die Beförderungsleistung auf
den Schienen. Das Projekt �S 21� gehöre zur Eisenbahnverkehrsverwaltung des
Bundes, weil es den Bahnknoten Stuttgart in die Aus- und Neubaustrecke
Stuttgart-Augsburg einbinde. Diese Einbindung müsste auch ohne den Bau von
�S 21� vorgenommen werden. Eine �nanzielle Beteiligung des Landes verstoÿe
daher gegen Art. 104a GG, weil dem Finanzierungsanteil kein Aufgabenanteil
entspreche. Die Verfassungswidrigkeit der Landesbeiträge führe zur Nichtigkeit
der entsprechenden Klauseln in den Finanzierungsverträgen, die Zahlungsp�icht-
en der Landesseite vorsähen. Die Nichtigkeit führe wiederum zu einer Finanzierungslücke
in entsprechender Höhe, denn weder die Vorhabenträgerin noch der Bund hät-
ten eine Bereitschaft erklärt, bei einem Ausfall der Landes�nanzierung für die
Mehrkosten einzustehen. Beide hätten im Gegenteil erklärt, keine weiteren An-
teile zu leisten.

Die Planrechtfertigung fehle schlieÿlich auch deshalb, weil der Plan für den Ab-11
schnitt 1.3 ohnehin nicht festgestellt werden könne. Dies habe das Eisenbahn-
Bundesamt der Vorhabenträgerin mit Schreiben vom 13.01.2006 mitgeteilt, das
ihm seinerzeit vorenthalten worden sei. Wegen dieses Vorenthaltens habe er
sich im Vorprozess im Beweisnotstand befunden. Ohne den Abschnitt 1.3 ent-
falle aber das für das Projekt erforderliche �vorläu�ge positive Gesamturteil�.

Aufgrund der neuen Tatsachen wäre das Eisenbahn-Bundesamt nicht nur berechtigt,12
sondern sogar verp�ichtet, die Planfeststellungsbeschlüsse für die Abschnitte 1.1
und 1.2 nicht zu erlassen. Auÿerdem werde angesichts seiner eigenen Eigentums-
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beeinträchtigung sowie derer zahlreicher anderer Betro�ener ohne den Widerruf
das ö�entliche Interesse gefährdet. Ihm stehe ein Anspruch auf Widerruf zu, weil
das durch �49 Abs. 2 Satz 1 Nr. 3 VwVfG erö�nete Ermessen auf Null reduziert
sei.

Die genannten Gründe erfüllten im Übrigen auch die Voraussetzungen für einen13
Widerruf nach �49 Abs. 2 Satz 1 Nr. 5 VwVfG. Schlieÿlich stehe ihm auch ein
Anspruch auf Rücknahme nach �48 VwVfG zu.

Der Kläger beantragt,14

1. die Beklagte zu verp�ichten, den Planfeststellungsbeschluss für den Um-15
bau des Bahnknotens Stuttgart �Projekt Stuttgart 21� im Planfeststellungsab-
schnitt 1.1 (Talquerung mit neuem Hauptbahnhof) vom 28.01.2005 und den
Planfeststellungsbeschluss im Planfeststellungsabschnitt 1.2 (Fildertunnel) vom
19.08.2005 aufzuheben,

2. hilfsweise die Beklagte zu verp�ichten, über seinen Antrag an das Eisenbahn-16
Bundesamt vom 06.05.2012 unter Aufhebung der unter Nr.1 genannten Plan-
feststellungsbeschlüsse und Erlass einer Baustoppverfügung unter Beachtung
der Rechtsau�assung des Gerichts zu entscheiden.

3. hilfsweise - unabhängig vom Hilfsantrag zu 2 - die Beklagte zu verp�icht-17
en, eine Nebenbestimmung zu den unter Nr. 1 genannten Planfeststellungs-
beschlüssen mit folgendem Inhalt zu erlassen:

Die Bauarbeiten auf dem Grundstück S... Straÿe ..., ... Stuttgart dürfen erst18
fortgesetzt werden, wenn die Planfeststellungsbeschlüsse zu den Planfeststel-
lungsabschnitten 1.3 (Filderbereich) und 1.6b (Abstellbahnhof) unanfechtbar
geworden sind.

Die Beklagte beantragt,19

die Klage abzuweisen.20

Sie trägt vor, die Klage sei unzulässig, soweit der Planfeststellungsbeschluss für21
den Abschnitt 1.1 betro�en sei. Der Klage stehe die Rechtskraft des im Ver-
fahren des vorläu�gen Rechtsschutzes ergangenen Beschlusses des Senats vom
13.08.2012 entgegen. Die Finanzierungsvereinbarung vom 02.04.2009 und die
Zuschussvereinbarung für die Neubaustrecke vom gleichen Tag seien zumindest
der Sache nach Gegenstand des Beschlusses gewesen. Im Übrigen sei die Klage
auch unbegründet, weil die Voraussetzungen des �49 Abs. 2 Satz 1 Nr. 3 VwVfG
nicht vorlägen. Das Eisenbahn-Bundesamt wäre nicht berechtigt, den Verwal-
tungsakt nicht zu erlassen. Es sei nach wie vor beabsichtigt, das Projekt zu
verwirklichen und es sei objektiv realisierbar. Gegenüber dem bislang zugrunde
gelegten Sachverhalt ergebe sich nichts Neues. Die Finanzierung des Projekts sei
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nicht ausgeschlossen, wie gerade die neue Finanzierungsvereinbarung zeige. Die
Leistungsfähigkeit des neuen Hauptbahnhofs sei zum Zeitpunkt des Planfest-
stellungsbeschlusses durch Gutachten, insbesondere jenes des Prof. Dr. Schwan-
häuser belegt gewesen. Eine fehlerhafte Tatsachengrundlage bei der Erstellung
des Gutachtens sei nicht zu erkennen gewesen. Das Eisenbahn-Bundesamt habe
daher davon ausgehen dürfen, dass die Sachverständigenausführungen zutre�en,
und dürfe auch weiter davon ausgehen.

Soweit sich die Klage auf den Planfeststellungsabschnitt 1.2 beziehe, sei sie un-22
begründet. Nach dem Urteil des Senats vom 08.02.2007 (5 S 2224/05) stehe
fest, dass auch bezüglich des Planfeststellungsabschnitts 1.2 die Finanzierung
gesichert sei. Die nun vorgetragenen Tatsachen (Vereinbarungen vom 02.04.2009
und neue Erkenntnisse zur Leistungsfähigkeit) belegten nicht, dass die Finanzierung
entweder nicht mehr beabsichtigt oder objektiv nicht möglich sei.

Die Beigeladene beantragt ebenfalls,23

die Klage abzuweisen.24

Sie trägt vor, die Klage sei unzulässig, soweit sie den Planfeststellungsabschnitt25
1.2 betre�e, da der Kläger keinen entsprechenden Aufhebungsantrag beim Eisenbahn-
Bundesamt gestellt habe. Auÿerdem sei er nach �20 Abs. 2 Satz 1 AEG a.F.
materiell präkludiert, da er im Anhörungsverfahren zum Planfeststellungsab-
schnitt 1.2 keine Einwendungen erhoben habe.

Dem Aufhebungsanspruch stehe im Übrigen die Rechtskraft des Urteils vom26
06.04.2006 (5 S 848/05) entgegen. �49 VwVfG könne die Rechtskraft nicht durch-
brechen. Nach der Rechtsprechung des Bundesverwaltungsgerichts überwinde
�49 VwVfG nur die Bestandskraft. Zudem erweise sich der Widerruf nur als ulti-
ma ratio und sei auf Beeinträchtigungen von Leben und Gesundheit beschränkt.
Im Übrigen lägen die Voraussetzungen für den Widerruf des Planfeststellungs-
beschlusses für den Abschnitt 1.1 nicht vor, da tatsächlich keine Änderungen
eingetreten seien. Das bloÿe Bekanntwerden von Umständen, die bereits vor
Erlass des Verwaltungsakts vorgelegen hätten, dabei aber nicht berücksichtigt
worden seien, genüge nicht.

Hinsichtlich der Leistungsfähigkeit des Tiefbahnhofs trage der Kläger keine27
neuen Tatsachen vor. Die Gutachten der Professoren Heimerl, Schwanhäuser
und Martin seien bereits im Planfeststellungsverfahren zum Abschnitt 1.1 in
Zweifel gezogen worden. Zudem habe sie auch der Kläger im Klageverfahren vor
dem VGH Baden-Württemberg - 5 S 848/12 - beanstandet. Die Kritik des Herrn
Dr. Engelhardt, über dessen fachliche Quali�kation der Beigeladenen keine In-
formationen vorlägen, sei keine neue Tatsache im Sinne des �49 Abs. 2 Satz 1 Nr.
3 VwVfG. Sie sei auch nicht als neue wissenschaftliche Erkenntnis zu werten.
Dies würde voraussetzen, dass die Erkenntnisse ein gewisses Maÿ an fachwis-
senschaftlicher Anerkennung gefunden hätten und so weit fortgeschritten seien,
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um eine zum Zeitpunkt des Erlasses des Verwaltungsakts herrschende Au�as-
sung abzulösen. Daran fehle es hier. Dr. Engelhardt sei nur eine Stimme, die
die in mehreren Gutachten niedergelegten Erkenntnisse renommierter Fachwis-
senschaftler in Zweifel ziehe. Dies könne nicht dazu führen, dass die bei Erlass
des Verwaltungsakts vorhandenen Erkenntnisse nunmehr allgemein anders be-
wertet würden oder zu bewerten seien.

Auch im Hinblick auf die Finanzierung des Projekts Stuttgart 21 lägen keine28
neuen Tatsachen vor. Die Finanzierung sei nicht ausgeschlossen, sodass auch
die Planrechtfertigung nicht in Frage stehe. Für Kostensteigerungen jenseits
des �Kostendeckels� sähen die Finanzierungsvereinbarungen vom 02.04.2009 eine
sog. Sprechklausel vor. Dass einzelne Finanzierungspartner hierzu bereits eine
bestimmte Haltung formuliert hätten, führe nicht dazu, dass die Finanzierung
ausgeschlossen wäre. Denn entsprechende Gespräche seien noch nicht geführt
worden. Ihr Ergebnis könne nicht aufgrund jetziger politischer Verlautbarun-
gen sicher prognostiziert werden. Auÿerdem habe die Beigeladene stets die
Möglichkeit, Mehrkosten selbst zu übernehmen, ohne hierzu rechtlich verp�ichtet
zu sein.

Die Finanzierungsvereinbarung sei auch nicht nichtig. Sie verstoÿe nicht gegen29
Art. 104a Abs. 1 GG, weil die DB Netz AG als Vorhabenträgerin des Projekts
Stuttgart 21 in �nanzverfassungsrechtlicher Hinsicht nicht dem Bund zuzuord-
nen sei. Bei dem Projekt handele es sich um ein eigenwirtschaftliches Projekt
der Bahn als Wirtschaftsunternehmen. Die DB Netz AG nehme keine Verwal-
tungsaufgaben des Bundes wahr. Folglich falle das Projekt nicht in den Anwen-
dungsbereich des Art. 104a Abs. 1 GG. Dies habe wiederum zur Folge, dass
sich aus Art. 104a Abs. 1 GG keine Bedenken gegen den Abschluss von Fi-
nanzierungsvereinbarungen herleiten lieÿen, durch die sich einzelne Länder oder
Kommunen zur anteiligen Finanzierung dieser Infrastrukturprojekte verp�ichteten.
Die �nanzverfassungsrechtliche Kritik an der Finanzierungsvereinbarung vom
02.04.2009 verkenne die Folgen der in Art. 87e Abs. 3 GG vorgegebenen Pri-
vatisierung der Eisenbahninfrastruktur.

Unabhängig davon würden ö�entliche Interessen ohne denWiderruf nicht gefährdet30
werden. Insoweit reichten Vermögensinteressen Einzelner, wie die des Klägers,
nicht aus. Soweit es sich um die Beeinträchtigung individueller Rechtspositionen
handele, könnte nur eine Beeinträchtigung der Rechtsgüter Leben und Gesund-
heit eine Gefährdung des ö�entlichen Interesses darstellen. Erst recht sei das
durch �49 Abs. 2 Satz 1 Nr. 3 VwVfG erö�nete Widerrufsermessen nicht auf
Null reduziert.

Die von dem Kläger in der mündlichen Verhandlung gestellten Beweisanträge31
hat der Senat abgelehnt; insoweit wird auf die Sitzungsniederschrift Bezug genom-
men.

Wegen der weiteren Einzelheiten des Sach- und Streitstandes wird auf den Inhalt32
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der Schriftsätze der Beteiligten und der zur Sache gehörenden Gerichts- und Be-
hördenakten sowie der Gerichtsakten in den Verfahren 5 S 848/05, 5 S 1200/12
und 5 S 1812/12 verwiesen. Sie waren Gegenstand der mündlichen Verhandlung.

Gründe

Die Klage ist mit dem Hauptantrag nur zum Teil zulässig; soweit sie zulässig33
ist, ist sie nicht begründet. Mit dem ersten und zweiten Hilfsantrag ist die Klage
zwar zulässig, aber ebenfalls nicht begründet.

A.34

Die auf Verp�ichtung zur Aufhebung der Planfeststellungsbeschlüsse gerichtete35
Klage ist nur zum Teil zulässig.

I.36

Soweit die Klage darauf gerichtet ist, die Beklagte zur Aufhebung des Planfest-37
stellungsbeschlusses vom 19.08.2005 für den Abschnitt 1.2 zu verp�ichten, ist
sie unzulässig, denn es fehlt an einem entsprechenden Aufhebungsantrag des
Klägers beim Eisenbahn-Bundesamt.

Nach der Rechtsprechung des Bundesverwaltungsgerichts (Urteil vom 28.11.200738
- 6 C 42.06 -, BVerwGE 130, 39) hängt die Zulässigkeit einer Verp�ichtungsklage
grundsätzlich von einem vorher im Verwaltungsverfahren erfolglos gestellten
Antrag auf Vornahme des eingeklagten Verwaltungsakts ab. Diese Zulässigkeitsvo-
raussetzung folgt aus �68 Abs. 2, �75 Satz 1 VwGO (�Antrag auf Vornahme�)
und zusätzlich aus dem Grundsatz der Gewaltenteilung, nach dem es zunächst
Sache der Verwaltung ist, sich mit Ansprüchen zu befassen, die an sie gerichtet
werden. Sie gilt unabhängig davon, ob der erstrebte Verwaltungsakt auf Antrag
oder von Amts wegen zu erlassen ist. Bei dem danach - auch hier - erforderlichen
Antrag handelt es sich nicht um eine Sachurteilsvoraussetzung, die im Zeit-
punkt der letzten mündlichen Verhandlung vorliegen müsste, sondern um eine im
Prozess nicht nachholbare Klagevoraussetzung (BVerwG, Urteil vom 24.02.1982
- 6 C 8.77 -, BVerwGE 65, 87). Nur durch einen entsprechenden Antrag auf Er-
lass eines Verwaltungsakts wird der Behörde Gelegenheit zu einer fundierten
Sachentscheidung gegeben. Auch die Klagebegründung ist nicht geeignet, das
Fehlen eines Antrags zu heilen (Dolde/Porsch, in: Schoch/Schneider/Bier, Vw-
GO, �75 Rn. 5; Brenner, in: Sodan/Ziekow, VwGO, 3. Au�. 2010, �75 Rn. 25;
Eyermann/Rennert, VwGO, 13. Au�. 2010, �75 Rn. 5). Ebenso wenig ändert es
an der Unzulässigkeit der Klage etwas, dass sich die Behörde zur Sache einge-
lassen hat (vgl. Kopp/Schenke, VwGO, 19. Au�. 2013, �42 Rn. 6).

II.39
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Die auf die Verp�ichtung der Beklagten zur Aufhebung des Planfeststellungs-40
beschlusses vom 28.01.2005 für den Abschnitt 1.1 gerichtete Klage ist dage-
gen zulässig. Über den Antrag des Klägers vom 06.05.2012 auf Aufhebung
dieses Planfeststellungsbeschlusses hat das Eisenbahn-Bundesamt zwar nicht
entschieden. Jedoch sind die Voraussetzungen des �75 VwGO für die Erhebung
einer Untätigkeitsklage erfüllt, denn es liegt kein zureichender Grund für die
unterlassene Entscheidung vor.

Der Kläger ist antragsbefugt, da er von dem Planfeststellungsbeschluss mit en-41
teignungsrechtlicher Vorwirkung betro�en ist. Das Rechtsschutzinteresse an der
Klage ist auch durch den Abriss des Gebäudes nicht entfallen, denn der Kläger
ist nach wie vor Miteigentümer des Grundstücks.

B.42

Soweit die Klage danach mit dem Hauptantrag zulässig ist, ist sie nicht begrün-43
det. Die Voraussetzungen des �113 Abs. 5 Satz 1 VwGO für die beantragte
Verp�ichtung der Beklagten zur Aufhebung des Planfeststellungsbeschlusses
für den Planfeststellungsabschnitt 1.1 liegen nicht vor. Denn die Unterlassung
der begehrten Aufhebung ist nicht rechtswidrig und verletzt den Kläger da-
her auch nicht in seinen Rechten. Der Kläger hat weder einen Anspruch gegen
die Beklagte, dass das Eisenbahn-Bundesamt diesen Planfeststellungsbeschluss
nach �49 Abs. 2 Satz 1 Nr. 3 oder Nr. 5 VwVfG widerruft (dazu I. und II.),
noch dass sie den Planfeststellungsbeschluss zurücknimmt (dazu III.).

I.44

Der Anwendungsbereich des �49 VwVfG ist erö�net, nachdem aufgrund des Sen-45
atsurteils vom 06.04.2006 feststeht, dass der Planfeststellungsbeschluss recht-
mäÿig ist (vgl. zur Anwendbarkeit des �49 VwVfG im Planfeststellungsver-
fahren BVerwG, Urteil vom 21.05.1997 - 11 C 1.96 -, BVerwGE 105, 6). Die
Anwendbarkeit scheitert entgegen der Ansicht der Beigeladenen nicht von vorn-
herein an der entgegenstehenden Rechtskraft des Urteils vom 06.04.2006. Nach
�121 Nr. 1 VwGO bindet zwar ein rechtskräftiges Urteil die Beteiligten und
ihre Rechtsnachfolger, soweit über den Streitgegenstand entschieden worden ist.
Diese Rechtsbeständigkeit gerichtlicher Entscheidungen folgt aus dem Prinzip
der Rechtssicherheit, das Verfassungsrang genieÿt (vgl. BVerfG, Beschluss vom
02.05.2012 - 2 BvL 5/10 -, BVerfGE 131,20; Entscheidung vom 14.03.1963 -,
1 BvL 28/62 -, BVerfGE 15, 313). Ändert sich aber später die dem Urteil zu-
grunde liegende Sach- oder Rechtslage, so liegt bei einem erneuten Rechtsstreit
ein anderer Streitgegenstand vor, der von der Rechtskraft des früheren Urteils
nicht umfasst wird (Kopp/Schenke, a.a.O., �121 Rn. 28 m.w.N.d.Rspr.), denn
die Sachlage ist Teil des Klagegrundes und damit des zweigliedrigen Streitge-
genstandsbegri�s. Eine Änderung der Sachlage liegt vor, wenn Tatsachen ein-
treten, die den vom Streitgegenstand erfassten Sachverhalt entscheidungserhe-
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blich verändern (Kilian, in: Sodan/Ziekow, a.a.O., �121 Rn. 116), wenn es mit
anderen Worten für die geltend gemachte Rechtsfolge um die rechtliche Be-
wertung eines jedenfalls in wesentlichen Punkten neuen Sachverhalts geht, zu
dem das rechtskräftige Urteil - auch unter Berücksichtigung seiner Rechtsfrieden
und Rechtssicherheit stiftenden Funktion - keine verbindlichen Aussagen mehr
enthält (BVerwG, Urteil vom 18.09.2001 - 1 C 7.01 -, BVerwGE 115, 118).
Eine Änderung der Sachlage liegt jedoch nicht vor, wenn sich nachträglich neue
Erkenntnisse über zum maÿgeblichen Zeitpunkt bereits vorhandene Tatsachen
oder im rechtskräftigen Urteil nicht berücksichtigte Beweismittel �nden, oder
wenn der Beteiligte sein Vorbringen aufgrund neuer Beweismittel �besser� be-
weisen kann (Kilian, in: Sodan/Ziekow, a.a.O., �121 Rn. 117 m.w.N.d.Rspr.).

Vor diesem Hintergrund ist auch im vorliegenden Fall trotz Rechtskraft des46
Urteils vom 06.04.2006 ein Widerruf nach �49 Abs. 2 Satz 1 Nr. 3 VwVfG grund-
sätzlich möglich, weil er tatbestandlich voraussetzt, dass nachträglich Tatsachen
eingetreten sind, die die Behörde berechtigten, den Verwaltungsakt nicht zu er-
lassen.

Der Senat teilt nicht die Au�assung der Beigeladenen, dass ein Widerruf nach47
�49 Abs. 2 Satz 1 Nr. 3 VwVfG in den Fällen, in denen bereits ein recht-
skräftiges Urteil vorliegt, stets nur dann in Betracht komme, wenn die Indi-
vidualrechtsgüter Leben und Gesundheit betro�en seien. Insbesondere hat das
Bundesverwaltungsgericht den Anwendungsbereich dieser Regelung in seinem
von der Beigeladenen zitierten Urteil vom 21.05.1997 (a.a.O.) nicht in dieser
Weise beschränkt. Denn die Entscheidung betraf einen Widerruf nach �49 Abs.
2 Satz 1 Nr. 5 VwVfG, d.h. einenWiderruf zur Verhütung oder Beseitigung schw-
erer Nachteile für das Gemeinwohl. Dessen Voraussetzungen unterscheiden sich
wesentlich von denen des �49 Abs. 2 Satz 1 Nr. 3 VwVfG. Insbesondere setzt ein
Widerruf nach �49 Abs. 2 Satz 1 Nr. 5 VwVfG - anders als ein solcher nach �49
Abs. 2 Satz 1 Nr. 3 VwVfG - nicht voraus, dass neue Tatsachen eingetreten sind.

Die Voraussetzungen für den vom Kläger begehrten Widerruf nach �49 Abs. 248
Satz 1 Nr. 3 VwVfG liegen jedoch nicht vor.

Nach dieser Vorschrift darf ein rechtmäÿiger begünstigender Verwaltungsakt,49
auch nachdem er unanfechtbar geworden ist, ganz oder teilweise mit Wirkung
für die Zukunft nur widerrufen werden, wenn die Behörde aufgrund nachträglich
eingetretener Tatsachen berechtigt wäre, den Verwaltungsakt nicht zu erlassen,
und wenn ohne den Widerruf das ö�entliche Interesse gefährdet würde.

Es fehlt im vorliegenden Fall bereits an nachträglich eingetretenen Tatsachen,50
aufgrund derer die Beklagte berechtigt wäre, den Verwaltungsakt nicht zu er-
lassen. Der Kläger meint zwar, die Planrechtfertigung für den Abschnitt 1.1
sei entfallen, weil das Gesamtprojekt �Stuttgart 21� nicht verwirklicht werden
könne. Denn es sei eine neue Tatsache, dass die noch ausstehenden Planfest-
stellungsbeschlüsse für die Abschnitte 1.3 und 1.6b nicht erlassen werden kön-
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nten, weil die Leistungsfähigkeit des Hauptbahnhofs 1.1 seinerzeit fehlerhaft
festgestellt worden, die Gesamt�nanzierung ausgeschlossen gewesen sei und es
an einem �vorläu�gen positiven Gesamturteil� gefehlt habe. Mit dieser Ansicht
verkennt der Kläger jedoch die Bedeutung der entgegenstehenden Rechtskraft
des Urteils vom 06.04.2006. Denn die Fragen der Leistungsfähigkeit des neuen
Hauptbahnhofs und der Finanzierung sowie der Verwirklichungsaussichten des
Gesamtprojekts sind darin geklärt worden.

Die Rechtskraft dieser Entscheidung würde nur dann nicht entgegen stehen,51
wenn hinsichtlich der genannten Fragen ein Sachverhalt vorläge, der von der
Entscheidung nicht umfasst wäre. Es kann o�en bleiben, ob ein solcher - von
der Rechtskraft nicht erfasster - neuer Sachverhalt stets dann vorliegt, wenn neue
Tatsachen gegeben sind, die einen Widerruf nach �49 Abs. 2 Satz 1 Nr. 3 VwVfG
rechtfertigen. Dafür mag vieles sprechen. Dies bedarf im vorliegenden Fall je-
doch keiner Entscheidung, weil die Voraussetzungen des �49 Abs. 2 Satz 1 Nr.
3 VwVfG nicht erfüllt sind. Es liegen weder in Bezug auf die Leistungsfähigkeit
des neuen Hauptbahnhofs (dazu 1.), noch in Bezug auf die Finanzierung (dazu
2.) oder die Verwirklichungsaussichten des Gesamtprojekts (dazu 3.) neue Tat-
sachen vor.

1. Der vom Kläger als Beleg für die mangelnde Leistungsfähigkeit des neuen52
Hauptbahnhofs ins Feld geführte Umstand, dass dieser nur für 32 Züge pro
Stunde ausgelegt sei, ist keine solche neue Tatsache.

a) Der Kläger trägt selbst vor, dass dies bereits aus dem zum Zeitpunkt des53
Erlasses des Planfeststellungsbeschlusses vorliegenden Gutachten folge und zu-
dem auch Eingang in das Urteil des Senats vom 06.04.2006 gefunden habe.
Auf S. 37 (juris Rn. 58f.) ist dort ausgeführt, dass nach dem Gutachten von
Prof. Schwanhäuÿer der achtgleisige Durchgangsbahnhof für abgestimmte Be-
triebsprogramme mit 32 bis 35 Gleisbelegungen pro Stunde ausreiche, während
das Betriebsszenario A nur durchschnittlich 25,5 Gleisbelegungen pro Stunde
der Hauptverkehrszeit erwarten lasse. Es sei daher nachvollziehbar, dass der
Gutachter dem Durchgangsbahnhof für das Betriebsszenario A eine gute bis
sehr gute Betriebsqualität bescheinigt habe. Die Bedarfsprognose sei unter den
Beteiligten nicht streitig.

Daraus folgt, dass die Kapazität des geplanten Durchgangsbahnhofs - entgegen54
dem Vortrag des Klägers - stets bekannt war. Dass sie ausreichend und zukun-
ftssicher bemessen ist, wurde vom Kläger von Anfang an bestritten und war
Gegenstand der Erörterung und der Befragung der Gutachter in der mündlichen
Verhandlung des vom Kläger betriebenen Klageverfahrens - 5 S 848/05 -. Der
Kläger hat zwar seinerzeit nicht vorgetragen, die Kapazität des neuen Durch-
gangsbahnhofs (32 Züge) bleibe hinter derjenigen des bestehenden Kopfbahnhofs
(50 Züge) zurück, worauf er nun maÿgeblich abhebt. Auch insoweit liegt jedoch
keine neue Tatsache vor. Denn der Kläger behauptet nicht, dass sich die Kapaz-
ität einer der beiden Bahnhöfe verändert habe. Dafür ist auch nichts ersichtlich.
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Vielmehr handelt es sich bei dem vom Kläger vorgenommenen Vergleich der
Kapazitäten nur um eine neue Argumentation, die belegen soll, dass die Ka-
pazität des neuen Bahnhofs entgegen der bisherigen Einschätzung doch nicht
ausreichend bemessen sei. Dies stellt eine neue Bewertung unveränderter Tat-
sachen dar. Eine solche neue oder geänderte Bewertung genügt für einen Wider-
ruf nach �49 Abs. 2 Satz 1 Nr. 3 VwVfG jedoch nicht (vgl. Kopp/Ramsauer,
VwVfG, 14. Au�. 2013, �49 Rn. 46; Meyer, in: Knack/Hennecke, VwVfG, 9.
Au�. 2010, �49 Rn. 47). Die teilweise in der Literatur vertretene Au�assung,
dass Tatsachen auch dann vorlägen, wenn die Fakten eine rechtliche Bewer-
tung im Rahmen eines gesetzlichen Tatbestandsmerkmals erforderten (so Sachs,
in: Stelkens/Bonk/Sachs, VwVfG, 8. Au�. 2014, �49 Rn. 60 und Gayer, in:
Bader/Funke-Kaiser/Kuntze/v. Albedyll, VwGO Kommentar, 4. Au�. 2007,
Bader/Ronellen�tsch, VwVfG, �49 Rn. 44 unter Berufung auf OVG Berlin,
Urteil vom 14.10.1998 - 1 B 67.95 -, NVwZ-RR 2000, 431 zum Widerruf nach �47
Abs. 2 Wa�G a.F.), steht der Rechtsau�assung des Senats nicht entgegen. Denn
auch in dem vom OVG Berlin entschiedenen Fall handelte es sich im Ergeb-
nis um eine neu entstandene Tatsachenlage (Änderung der Berufstätigkeit des
dortigen Klägers), deren Bewertung zum Wegfall eines Tatbestandsmerkmals
(wa�enrechtliches Bedürfnis) führte.

b) Angesichts der dargestellten Situation kann von einem �Beweisnotstand�, wie55
ihn der Kläger für sich reklamiert, nicht gesprochen werden. Insbesondere er-
gab sich die Kapazität von 32 Zügen pro Stunde bereits aus dem Gutacht-
en von Prof. Schwanhäuÿer, das dem Planfeststellungsbeschluss zugrunde lag
und das auch Gegenstand des Verfahrens 5 S 848/05 war. Es kommt daher
nicht darauf an, ob - wie der Kläger behauptet - die Personenstromanalyse von
Durth-Roos, aus der sich diese Kapazität ebenfalls ergebe, erst später bekannt
geworden ist. O�en bleiben kann angesichts dessen auch, ob die vom Bundesver-
waltungsgericht für die besondere Situation im Vertriebenenrecht entwickelte
Rechtsprechung, wonach im Einzelfall eine Änderung der Sachlage auch kann
eintreten kann, wenn ein Prozessbeteiligter wegen eines �Beweisnotstandes� im
Vorprozess erst nachträglich neue Beweismittel bescha�en kann (vgl. BVerwG,
Urteil vom 21.09.1984 - 8 C 137.81 -, BVerwGE 70, 156), auch auf das Planfest-
stellungsrecht zu übertragen ist.

c) Es liegen auch keine neuen wissenschaftlichen Erkenntnisse zur Leistungs-56
fähigkeit des neuen Hauptbahnhofs vor, die als neue Tatsachen im Sinne des
�49 Abs. 2 Satz 1 Nr. 3 VwVfG einzustufen wären. Dies setzte voraus, dass
aufgrund der neuen wissenschaftlichen Erkenntnisse bestimmte bereits vorhan-
dene Tatsachen anders bewertet werden (BVerwG, Beschluss vom 16.07.1982 -
7 B 190.81 -, NVwZ 1984, 102; Kopp/Ramsauer, VwVfG, 14. Au�. 2013, �49
Rn. 45). Die vom Kläger angeführten Stellungnahmen des Herrn Dr. Engel-
hardt vom 07.06.2012 und 06.06.2014 stellen jedoch keine wissenschaftlichen
Erkenntnisse dar, die neuen Tatsachen im Sinne des �49 Abs. 2 Satz 1 Nr. 3
VwVfG gleichzustellen wären. Hierzu ist nicht jede neue Erkenntnis eines Wis-
senschaftlers geeignet. Vielmehr muss die Erkenntnis Grundlage dafür sein, dass
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eine bestimmte bereits vorhandene Tatsache allgemein anders bewertet wird
(Kopp/Ramsauer, a.a.O.; zur Berücksichtigung neuer wissenschaftlicher Erken-
ntnisse bei Planungsentscheidungen vgl. BVerwG, Urteil vom 16.03.2006 - 4
A 1075.04 -, juris Rn. 308). Denn eine neue wissenschaftliche Erkenntnis, die
geeignet ist, einen Widerruf nach �49 Abs. 2 Satz 1 Nr. 3 VwVfG zu begrün-
den, ist abzugrenzen von der bloÿen anderen Bewertung einer unveränderten
Tatsache. Um letzteres handelt es sich bei den Stellungnahmen des Herrn Dr.
Engelhardt. Sie stellen ein neues Beweismittel dar, mit dem der Kläger die
früheren Gutachten zu entkräften versucht. Denn der Meinung von Herrn Dr.
Engelhardt steht nach wie vor die Meinung der Gutachter der Beigeladenen ent-
gegen. Neue Beweismittel genügen jedoch für einen Widerruf nach �49 Abs. 3
Satz 1 Nr. 3 VwVfG nicht. Darin unterscheidet sich dieser Widerrufstatbestand
entscheidend von der in �51 Abs. 1 Nr. 2 VwVfG vorgesehenen Möglichkeit, ein
Verfahren wieder aufzugreifen. Diese wird im Planfeststellungsrecht durch �72
Abs. 1 VwVfG ausdrücklich ausgeschlossen. Auch unter Berücksichtigung des im
Verfahren des vorläu�gen Rechtsschutzes - 5 S 1200/12 - vorgelegten Abschluss-
berichts der VIEREGG-RÖSSLER GmbH vom 27.10.2011, in dem ebenfalls
eine höhere Leistungsfähigkeit des bestehenden Kopfbahnhofs gegenüber dem
geplanten Durchgangsbahnhof im Sinne einer höheren Kapazität pro Stunde
errechnet wurde, ergibt sich kein anderes Bild. Allenfalls könnte dies als - weit-
erer - Beleg für eine kontroverse Beurteilung der Leistungsfähigkeit dienen, nicht
jedoch als Nachweis, dass die Leistungsfähigkeit allgemein anders bewertet wird.

2. Auch hinsichtlich der Finanzierung des Gesamtprojekts liegen keine neuen57
Tatsachen vor.

Der Kläger meint, die Gesamt�nanzierung sei ausgeschlossen, weil die (neue)58
Finanzierungsvereinbarung vom 02.04.2009 aufgrund der vorgesehenen Beteili-
gung des Landes Baden-Württemberg verfassungswidrig sei. Der Kläger beruft
sich auf das für die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen im Landtag von Baden-
Württemberg erstellte Gutachten von Prof. Meyer vom 03.11.2010. Nach dessen
Ansicht verstöÿt die Mit�nanzierung des Landes gegen Art. 104a Abs. 1 GG.
Zu gegenläu�gen Ergebnissen kommen indes zum einen Gersdorf (ZG 2011, 248)
und Pauly/Becker (NVwZ 2013, 334) und zum anderen Dolde/Porsch (NVwZ
2011, 833), wenngleich mit unterschiedlichen Ansätzen.

Einer Erörterung der in diesem Zusammenhang aufgeworfenen streitigen Rechts-59
fragen - insbesondere zur Anwendbarkeit und Auslegung des Art. 104a Abs. 1
GG - bedarf es hier jedoch nicht. Denn Gegenstand des Verfahrens ist nicht die
Finanzierungsvereinbarung, sondern der vom Kläger geltend gemachte Wider-
rufsanspruch nach �49 Abs. 2 Satz 1 Nr. 3 VwVfG. In diesem Rahmen ist
zu entscheiden, ob neue Tatsachen vorliegen, die belegen, dass die Gesamt�-
nanzierung ausgeschlossen ist, so dass - als rechtliche Folge - keine Planrecht-
fertigung (mehr) vorliegt (vgl. BVerwG, Urteil vom 20.05.1999 - 4 A 12.98 -,
NVwZ 2000, 555; Urteil vom 24.11.1989 - 4 C 41.88 -, BVerwGE 84, 123).
Dies ist nicht der Fall. Denn unabhängig davon, dass die Verfassungsmäÿigkeit
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der Finanzierung des Projekts �Stuttgart 21� äuÿerst kontrovers diskutiert wird
und daher keine Rede davon sein kann, dass die Finanzierungsvereinbarung
eindeutig als nichtig zu quali�zieren ist, würde das Projekt nicht schon dann
an der Finanzierung scheitern und würde die Planrechtfertigung nicht schon
dann fehlen, wenn die Finanzierungsvereinbarung tatsächlich nichtig wäre. Dies
wäre vielmehr erst der Fall, wenn zugleich feststünde, dass auch eine andere
Aufteilung der Kosten von vornherein ausscheidet, so dass nach der Vorstel-
lung aller Finanzierungsbeteiligten das Projekt nicht zu verwirklichen wäre.
Das ist derzeit nicht zu erkennen. Der Kläger meint zwar, den Äuÿerungen
des Bundes und der Bahn, über die zugesagten Kostenbeteiligungen hinaus
keine weiteren Beiträge zu leisten, entnehmen zu können, dass im Falle der
Nichtigkeit der Finanzierungsvereinbarung das Projekt nicht mehr verwirklicht
werden könne. Diese Ansicht teilt der Senat jedoch nicht. Die Äuÿerungen sind
vor dem Hintergrund der derzeitigen, geteilten Finanzierungsverantwortung zu
sehen. Stünde zu irgendeinem Zeitpunkt die Nichtigkeit der Finanzierungsvere-
inbarung rechtskräftig fest, sei es weil einzelne Finanzierungsträger sich über-
haupt nicht beteiligen dürfen, sei es weil ihr Finanzierungsanteil gemessen an
ihrem Aufgabenanteil zu hoch ist, müsste eine neue Finanzierungsvereinbarung
geschlossen werden. Es bestehen derzeit keine Anhaltspunkte dafür, dass hi-
erzu die Bereitschaft fehlt. Die Beigeladene hat im Gegenteil in ihrer Klageer-
widerung darauf hingewiesen, dass sie - sogar ohne rechtliche Verp�ichtung -
nicht gehindert sei, höhere Kosten zu tragen. Bei dieser Situation und angesichts
der groÿen Bedeutung des Projekts spricht derzeit nichts dafür, dass dessen
Durchführung an der Finanzierung scheitern wird. Im Übrigen zeigen gerade
die der ursprünglichen Finanzierungsvereinbarung folgenden Vereinbarungen,
dass die Beteiligten willens sind, die Finanzierung sicherzustellen.

3. Schlieÿlich liegen auch keine neuen Tatsachen vor, die belegen, dass es am60
�vorläu�gen positiven Gesamturteil� des Projekts �Stuttgart 21� fehlt, und zwar
auch dann nicht, wenn die unter 1. dargestellte, im Vertriebenenrecht entwick-
elte Rechtsprechung des Bundesverwaltungsgerichts zur Änderung der Sachlage
in Fällen des �Beweisnotstandes� auf das Planfeststellungsrecht zu übertragen
sein sollte. Denn ein Fall des Beweisnotstandes - wie ihn der Kläger für sich in
Anspruch nimmt - liegt nicht vor. Der Kläger meint zwar, er hätte das Fehlen
des �vorläu�gen positiven Gesamturteils� im Vorprozess beweisen können, wenn
ihm das Schreiben des Eisenbahn-Bundesamtes vom 13.01.2006 nicht vorenthal-
ten worden wäre. Denn in diesem Schreiben teile das Eisenbahn-Bundesamt
der beigeladenen Vorhabenträgerin mit, dass der Abschnitt 1.3 nicht genehmi-
gungsfähig sei. Die fehlende Genehmigungsfähigkeit des Abschnitts 1.3 habe zur
Folge, dass das Gesamtprojekt nicht verwirklicht werden könne. Der Senat teilt
die Ansicht des Klägers jedoch nicht. In dem Schreiben, das sich als Anlage ASt
2 bei den Akten des beigezogenen und zum Gegenstand der mündlichen Ver-
handlung gemachten Verfahrens - 5 S 1200/12 - be�ndet, teilt das Eisenbahn-
Bundesamt der Beigeladenen zwar mit, dass die Planfeststellungsunterlagen zum
Abschnitt 1.3 in der vorgelegten Form nicht genehmigungsfähig seien. Die Mit-
teilung bedeutet entgegen der Ansicht des Klägers jedoch nicht, dass der Plan
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für den Abschnitt 1.3 endgültig nicht festgestellt werden kann. Nur in diesem
Fall würde der Verwirklichung des Gesamtprojekts ein unüberwindbares Hin-
dernis entgegen stehen mit der Folge, dass sowohl dessen Rechtfertigung als
auch die der einzelnen Planfeststellungsabschnitte ent�ele (vgl. BVerwG, Urteil
vom 18.07.2013 - 7 A 4.12 -, BVerwGE 147, 184). Das Schreiben des Eisenbahn-
Bundesamtes betri�t indessen nur die seinerzeit vorgelegten Planunterlagen.
Es schlieÿt mit dem Hinweis, dass die Antragsunterlagen �zur Überarbeitung�
zurückgegeben würden. Es kann daher keine Rede davon sein, dass mit dem
Schreiben vom 13.01.2006 zu belegen gewesen wäre, dass der Verwirklichung
des Gesamtprojekts ein unüberwindbares Hindernis entgegen steht. Vor diesem
Hintergrund brauchte der Senat dem in der mündlichen Verhandlung gestell-
ten Beweisantrag Nr. 20 nicht nachzugehen, mit dem der Kläger die Beiziehung
und Verlesung des Schreibens vom 13.01.2006 beantragt hat. Der Antrag auf
Beiziehung ist gegenstandslos, da sich das Schreiben bei den Akten be�ndet.
Auf dessen wortgenauen Inhalt kommt es nach den obigen Ausführungen nicht
entscheidungserheblich an, so dass es auch keiner Verlesung bedurfte.

III.61

Der Kläger kann seinen geltend gemachten Anspruch auf Widerruf des Plan-62
feststellungsbeschlusses für den Abschnitt 1.1 auch nicht auf �49 Abs. 2 Satz
1 Nr. 5 VwVfG stützen. Nach dieser Vorschrift darf ein rechtmäÿiger begün-
stigender Verwaltungsakt, auch nachdem er unanfechtbar geworden ist, ganz
oder teilweise mit Wirkung für die Zukunft nur widerrufen werden, um schwere
Nachteile für das Gemeinwohl zu verhüten oder zu beseitigen. Der Widerruf nach
dieser Vorschrift ist auch dann möglich, wenn sich die Sach- und Rechtslage nicht
verändert hat, so z.B. wenn Tatsachen erst nachträglich bekannt werden. Die
Anwendung der Vorschrift im vorliegenden Fall führte zu einer Durchbrechung
des rechtskräftigen Urteils vom 06.04.2006. Es kann o�en bleiben, ob �49 Abs.
2 Satz 1 Nr. 5 VwVfG tatsächlich eine für die Rechtskraftdurchbrechung hin-
reichende gesetzliche Grundlage darstellt (vgl. zu diesem Erfordernis BVerwG,
BVerwG, Urteil vom 28.07.1989 - 7 C 78.88 -, BVerwGE 82, 272 und Urteil vom
22.10.2009 - 1 C 26.08 -, BVerwGE 135, 137).

Dem Kläger steht jedenfalls deshalb kein Anspruch auf Widerruf des Plan-63
feststellungsbeschlusses für den Abschnitt 1.1 nach �49 Abs. 2 Satz 1 Nr. 5
VwVfG zu, weil die tatbestandlichen Voraussetzungen der Vorschrift nicht er-
füllt sind. Die Vorschrift setzt voraus, dass der Widerruf erforderlich ist, um
schwere Nachteile für das Gemeinwohl zu verhüten oder zu beseitigen. Es müssen
solche gewichtigen Gemeinwohlgründe vorliegen, die es - vergleichbar dem Au-
fopferungsgedanken im Enteignungsrecht - rechtfertigen, dem Widerrufsbetrof-
fenen eine bereits erteilte Begünstigung nachträglich wieder zu nehmen (vgl.
Kopp/Ramsauer, VwVfG, 14. Au�. 2013, �49 Rn. 54; Stein, in: Bauer/Heckmann/Ruge/Schallbruch,
VwVfG, �49 Rn. 34). In Betracht kommen Gründe eines übergesetzlichen Not-
standes, wie z.B. in Katastrophenfällen (vgl. Kopp/Ramsauer, a.a.O.; Kugele,
VwVfG, �49 Rn. 12). Solche gewichtigen Gemeinwohlgründe liegen hier nicht
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vor. Insoweit reicht das Interesse der Allgemeinheit an der sparsamen Verwen-
dung ö�entlicher Mittel bei weitem nicht aus (vgl. Kopp/Ramsauer, a.a.O.).

Neben den genannten Gemeinwohlgründen können zwar auch gewichtige Grun-64
drechtsbeeinträchtigungen Einzelner einen Widerruf nach �49 Abs. 2 Satz 1
Nr. 5 VwVfG rechtfertigen. Ein Widerruf wegen einer Grundrechtsbeeinträchti-
gung ist daher auch dann möglich, wenn das Leben oder die Gesundheit Einzel-
ner ernsthaft gefährdet oder beeinträchtigt würden (vgl. BVerwG, Urteil vom
21.05.1997, a.a.O.). Denn das menschliche Leben stellt innerhalb der grundge-
setzlichen Ordnung einen Höchstwert dar (BVerfG, Beschluss vom 01.08.1978
- 2 BvR 1013/77 -, BVerfGE 49, 24) und auch das Recht auf körperliche Un-
versehrtheit hat unter den grundrechtlich verbürgten Rechten ein besonderes
Gewicht (vgl. BVerfG, Beschluss vom 23.03.2011 - 2 BvR 882/09 -, BVerfGE
128, 282). Deren Schutz ist nach Art. 2 Abs. 2 Satz 1 in Verbindung mit Art. 1
Abs. 1 Satz 2 GG eine vorrangige Gemeinschaftsaufgabe (vgl. BVerfG, Beschluss
vom 01.08.1978, a.a.O.; Kopp/Ramsauer, a.a.O.). Die Rechtsgüter Leben und
Gesundheit sind im vorliegenden Fall jedoch nicht betro�en. Vielmehr beruft
sich der Kläger auf die Beeinträchtigung seines eigenen, grundgesetzlich über
Art. 14 Abs. 1 GG geschützten Eigentums und auf entsprechende Eigentums-
beeinträchtigungen weiterer Personen. Soweit es um eine Beeinträchtigung des
Eigentums Einzelner infolge eines bestandskräftigen Planfeststellungsbeschlusses
geht, liegen jedoch jedenfalls grundsätzlich keine schweren Nachteile für das
Gemeinwohl im Sinne des �49 Abs. 2 Satz 1 Nr. 5 VwVfG vor, selbst wenn sich
die Eigentumsbeeinträchtigung als rechtswidrig erweist. Denn eine solche Beein-
trächtigung ist mit den oben dargestellten Gemeinwohlbeeinträchtigungen nicht
vergleichbar. Dies gilt auch unter Berücksichtigung der besonderen Anforderun-
gen an die Zulässigkeit einer Enteignung im Sinne des Art. 14 Abs. 3 Satz
1 GG, in dessen Anwendungsbereich Planfeststellungsbeschlüsse fallen, die en-
teignungsrechtliche Vorwirkungen besitzen (vgl. dazu Jarass, in: Jarass/Pieroth,
GG, 13. Au�. 2014, Art. 14 Rn. 83 m.w.N.). Eine Enteignung des Klägers sieht
der Planfeststellungsbeschluss vom 28.01.2005 zwar nicht vor. Er erachtet die
Veränderung der Grundstückssituation jedoch als so gravierend, dass sie im
Ergebnis zu einer Aufhebung der Privatnützigkeit des Eigentums führe und die
Grundstückseigentümer entsprechend den Vorschriften des Landesenteignungs-
gesetzes eine vollständige Übernahme des Grundstücks verlangen könnten (vgl.
S. 227 des Planfeststellungsbeschlusses). Nach Art. 14 Abs. 3 Satz 1 GG ist eine
Enteignung nur zum Wohle der Allgemeinheit zulässig. Entfällt der Gemein-
wohlgrund einer Enteignung, mag dies zwar unter den Voraussetzungen des
�49 Abs. 2 Satz 1 Nr. 3 VwVfG einen Widerrufsgrund darstellen. Der Weg-
fall des Gemeinwohlgrundes bedeutet jedoch nicht zwangsläu�g, dass dadurch
schwere Nachteile für das Gemeinwohl im Sinne des �49 Abs. 2 Satz 1 Nr. 5
VwVfG zu befürchten sind. Für Eingri�e in das Eigentum steht den Betro�enen
eine Entschädigung zu, mit der gegebenenfalls neues Eigentum erworben wer-
den kann. Durch diese Möglichkeit der Ersatzbescha�ung unterscheidet sich der
Eingri� in das Eigentum maÿgeblich von einem Eingri� in das Leben oder die
Gesundheit.
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Dass die Rechtssicherheit gerade auch bei Eingri�en in das Eigentum besonderes65
Gewicht hat, kommt in der Regelung des �72 Abs. 1 VwVfG zum Ausdruck. Die
Vorschrift vermittelt Planfeststellungsbeschlüssen, die typischerweise vor allem
mit Eingri�en in das Eigentum Dritter verbunden sind, eine �erhöhte Bestands-
garantie�, indem sie die Anwendbarkeit des �51 VwVfG ausschlieÿt. Durch diesen
Ausschluss soll den besonderen Rechtswirkungen eines unanfechtbar gewordenen
Planfeststellungsbeschlusses Rechnung getragen werden, insbesondere seiner in
�75 Abs. 1 Satz 2 und Abs. 2 Satz 1 VwVfG geregelten Gestaltungs- und Auss-
chlusswirkung (vgl. die Begründung zum Gesetzentwurf BT-Drs. 7/910 S. 87 zu
�68, der dem heutigen �72 Abs. 1 VwVfG entspricht). Nach �75 Abs. 1 Satz 2
VwVfG werden durch die Planfeststellung alle ö�entlich-rechtlichen Beziehun-
gen zwischen dem Träger des Vorhabens und den durch den Plan Betro�enen
rechtsgestaltend geregelt. Dieser rechtsgestaltenden Wirkung entspricht es, dass
nach �75 Abs. 2 Satz 1 VwVfG Ansprüche auf Unterlassung des Vorhabens
und der Benutzung der Anlagen sowie auf Beseitigung und Änderung der An-
lagen ausgeschlossen sind; dies soll nach dem Willen des Gesetzgebers auch
für nachträgliche Au�agen nach �75 Abs. 2 Satz 2 VwVfG gelten (vgl. BT-Drs.
7/910 S. 90 zu �71 Abs. 2, der dem heutigen �75 Abs. 2 VwVfG entspricht). Eine
Ausnahme bilden nach �75 Abs. 2 Satz 2 VwVfG insoweit lediglich Au�agen, die
erforderlich werden, um nicht voraussehbare Auswirkungen des Vorhabens oder
der dem festgestellten Plan entsprechenden Anlagen auf das Recht eines anderen
zu begegnen. Diese gesetzliche Konzeption zeigt, dass ein unanfechtbarer Plan-
feststellungsbeschluss bei unveränderter Sach- und Rechtslage nach dem Willen
des Gesetzgebers grundsätzlich nicht mehr aus den in �51 Abs. 1 Nr. 1 bis 3
VwVfG genannten Gründen einer Entscheidung über seinen Bestand oder seine
Änderung zugeführt werden soll. Selbst bei unvorhersehbaren Wirkungen eines
unanfechtbar festgestellten Plans sieht das Gesetz keinen Anspruch auf Aufhe-
bung vor, sondern nur einen Anspruch auf nachträgliche Schutzau�agen oder -
falls Schutzmaÿnahmen untunlich oder mit dem Vorhaben unvereinbar sind - auf
eine angemessene Entschädigung in Geld. Diese �erhöhte Bestandsgarantie� für
einen Planfeststellungsbeschluss gebietet es, bei unveränderter Sach- und Recht-
slage nur in extremen Ausnahmefällen, wie etwa in der oben genannten Katas-
trophensituation oder bei Gefahren für Leben oder Gesundheit den Widerruf
eines Planfeststellungsbeschlusses nach �49 Abs. 2 Satz 1 Nr. 5 VwVfG zuzu-
lassen. Ob Sonderfälle denkbar sind, in denen ausnahmsweise auch eine Eigen-
tumsverletzung einen gewichtigen Gemeinwohlgrund im Sinne des �49 Abs. 2
Satz 1 Nr. 5 VwVfG darstellen kann, bedarf hier keiner Entscheidung. Denn
eine solche besondere Konstellation hat der Kläger nicht geltend gemacht und
sie liegt auch nicht vor. Der Umstand, dass auÿer dem Kläger noch weitere
Eigentümer von dem Planfeststellungsbeschluss mit enteignungsrechtlicher Vor-
wirkung betro�en sind, stellt keinen solchen Sonderfall dar. Denn er rückt die
Situation nicht in die Nähe der oben beschriebenen Katastrophenfälle oder der
ihnen gleichzusetzenden Gefährdungen von Leben oder Gesundheit.

Eine andere Beurteilung gebietet auch nicht die Rechtsprechung des Bundesver-66
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waltungsgerichts oder des Bundesverfassungsgerichts zur Durchbrechung der
Rechtskraft. Nach Ansicht des Bundesverwaltungsgerichts (vgl. Urteil vom 07.09.1999
- 1 C 6.99 -, NVwZ 2000, 204) muss die Rechtskraft grundsätzlich weichen,
wenn ein Festhalten an ihr zu einem schlechthin unerträglichen Ergebnis führen
würde. Auf diese Rechtsprechung beruft sich der Kläger. Die Aufrechterhaltung
des bestehenden Zustands ist im vorliegenden Fall jedoch nicht �schlechthin
unerträglich�. Denn es streiten die Prinzipien der materiellen Gerechtigkeit und
der Rechtssicherheit miteinander, die beide gleichermaÿen mit Verfassungsrang
ausgestattet sind (vgl. BVerfG, Beschluss vom 02.05.2012 - 2 BvL 5/10 -, BVer-
fGE 131, 20), ohne dass auf Seiten der materiellen Gerechtigkeit weitere gewichtige
Umstände hinzuträten, die es geböten, ihr Vorrang zu gewähren (vgl. dazu BVer-
wG, Urteil vom 19.10.1967, - III C 123.66 -, BVerwGE 28, 122 - Verletzung des
Gleichbehandlungsgrundsatzes - und Urteil vom 07.09.1999, a.a.O. - erhebliche
Gefahr für Leib oder Leben).

Schlieÿlich darf nach der Rechtsprechung des Bundesverfassungsgerichts (vgl.67
Beschluss vom 17.04.2013 - 1 BvR 2614 -, juris) eine Enteignung zur Verwirk-
lichung eines planfestgestellten Vorhabens - trotz Rechtskraft eines Urteils, das
die Klage gegen den Planfeststellungsbeschluss abweist - zwar dann nicht an-
geordnet werden, wenn feststeht, dass diese Enteignung aufgrund nachträglich
eingetretener Änderungen der Sach- oder Rechtslage nicht mehr dem Gemein-
wohl dienen würde. Es ist danach aber von Verfassungs wegen nicht zu bean-
standen, dass die Aufhebung eines Planfeststellungsbeschlusses nur nach Maÿ-
gabe der in der verwaltungsgerichtlichen Rechtsprechung anerkannten Grund-
sätze für die Überwindung rechtskräftig bestätigter Planfeststellungsbeschlüsse
zugelassen wird (vgl. zum Gebot e�ektiven und nicht mit unzumutbaren Risiken
und Lasten verbundenen Rechtsschutzes bei gestuften Verfahren auch BVerfG,
Urteil vom 17.12.2013 - 1 BvR 3139/08 -, NVwZ 2014, 211, 216). Auch unter
dem Blickwinkel des Grundgesetzes ist es daher nicht geboten, die Eigentums-
beeinträchtigung Einzelner als schweren Nachteil für das Gemeinwohl zu werten
und einen Widerruf nach �49 Abs. 2 Satz 1 Nr. 5 VwVfG ungeachtet des Fehlens
eines neuen Sachverhalts zuzulassen.

III.68

Die von dem Kläger begehrte Verp�ichtung der Beklagten zur Aufhebung des69
Planfeststellungsbeschlusses für den Abschnitt 1.1 lässt sich schlieÿlich auch
nicht auf �48 Abs. 1 Satz 2 VwVfG stützen. Nach dieser Vorschrift kann ein
rechtswidriger begünstigender Verwaltungsakt nach Maÿgabe des �48 Abs. 2 bis
4 VwVfG zurückgenommen werden. Die Voraussetzungen dieser Vorschrift liegen
nicht vor. Denn dem geltend gemachten Anspruch auf Rücknahme des Plan-
feststellungsbeschlusses steht die Rechtskraft des Senatsurteils vom 06.04.2006
entgegen. Insoweit kann auf die zwischen den Beteiligten ergangenen Beschlüsse
des Senats vom 13.08.2012 (- 5 S 1200/12 -, juris) und vom 15.11.2012 (- 5 S
1812/12 -) verwiesen werden. Der Kläger hat hierzu nichts Weiteres vorgetragen.
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IV.70

Vor dem Hintergrund der Ausführungen unter I. bis III. brauchte der Senat den71
in der mündlichen Verhandlung gestellten Beweisanträgen Nr. 1 bis 19 nicht
nachzugehen. Die Beweisanträge Nr. 1 bis 4, 7 bis 9, 13, 14, und 16 sind für
die Entscheidung nicht erheblich. Mit ihnen sollen keine neuen Tatsachen be-
wiesen, sondern es soll Beweis dafür erbracht werden, dass die im einzelnen
genannten Umstände bereits zum Zeitpunkt des Erlasses des Planfeststellungs-
beschlusses vom 28.01.2005 vorlagen. Dies gilt auch für den Beweisantrag Nr.
14, obwohl der Kläger auf einen Vergleich der Kapazität des bestehenden Bahn-
hofs im Jahr 2011 und der geplanten Kapazität von 32 Zügen abhebt. Denn
er behauptet selbst nicht, dass sich die Kapazität eines der beiden Bahnhöfe
seit dem Erlass des Planfeststellungsbeschlusses geändert habe (vgl. oben unter
I.1.a)). Mit den Beweisanträgen Nr. 5, 6 und 10 werden lediglich neue Beweis-
mittel zu Fragen der Kapazitätsermittlung und -bewer-tung benannt, mit denen
eine bereits zum Zeitpunkt des Erlasses des Planfeststellungsbeschlusses vor-
liegende Tatsache bewiesen werden soll. Diese Fragen waren bereits Gegenstand
der früheren Gutachten. Auch dass insoweit neue wissenschaftliche Erkennt-
nisse vorlägen, die - wie oben unter I. 1.a) ausgeführt - als neue Tatsachen zu
werten wären, legt der Kläger nicht dar. Die Beweisanträge sind daher für die
Entscheidung unerheblich. Das gleiche gilt für die Beweisanträge Nr. 11 und 12.
Denn damit soll nicht bewiesen werden, dass sich der tatsächliche Zugverkehr
in der Spitzenstunde gegenüber dem Zeitpunkt des Planfeststellungsbeschlusses
in einem bestimmten Umfang geändert hat. Die Beweisanträge Nr. 15 und 17
sind unerheblich, weil die Planrechtfertigung nur dann ent�ele, wenn feststünde,
dass im Falle der Unwirksamkeit der Finanzierungsvereinbarung die Umsetzung
des Projekts an der Finanzierung scheitern wird. Dies ist nach den Ausführun-
gen unter I. 2. jedoch nicht der Fall. Die Beweisthemen der Beweisanträge Nr.
18 und 19 enthalten keine dem Beweis zugänglichen Tatsachen. Tatsachen sind
konkrete, nach Zeit und Raum bestimmte, der Vergangenheit oder Gegenwart
angehörige Geschehnisse oder Zustände der Auÿenwelt und des menschlichen
Seelenlebens (BGH, Urteil vom 25.11.1997 - VI ZR 306/96 -, NJW 1998, 1223,
1224). Die Beweisanträge haben jedoch zum einen Hypothesen zum Gegenstand
(�nicht mehr beginnen würde�, �nicht mehr zustimmen würde�) und zum anderen
zukünftige Entscheidungen, die darüber hinaus von dem Eintritt bestimmter Be-
dingungen abhängen. Abgesehen davon ist nicht erkennbar, was der Kläger unter
einem �hohen� Fahrgastwechsel und �überdurchschnittlich hoher� Mindesthal-
tezeit (Beweisantrag Nr. 10a) sowie �gröÿeren� Neubauten (Beweisantrag Nr.
13) versteht.

C.72

Da es somit bereits an den tatbestandlichen Voraussetzungen für eine Aufhe-73
bung des Planfeststellungsbeschlusses für den Abschnitt 1.1 fehlt, bleibt auch
der unter Nr. 2 gestellte Hilfsantrag ohne Erfolg, der auf eine Verp�ichtung
zur Bescheidung des beim Eisenbahn-Bundesamt gestellten Aufhebungsantrags
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gerichtet ist.

D.74

Der auf einen Baustopp gerichtete Hilfsantrag unter Nr. 3 hat ebenfalls keinen75
Erfolg. Denn die mit ihm begehrte Nebenbestimmung könnte jedenfalls nur
unter den weiteren, für einen Teilwiderruf oder eine Teilrücknahme geltenden
Voraussetzungen nach den ��48 f. VwVfG den Planfeststellungsbeschlüssen beige-
fügt werden (vgl. Senatsbeschluss vom 29.01.2012 - 5 S 196/12 -, NVwZ-RR
2012, 340). Allerdings fehlt es aus den oben dargestellten Gründen an den Vo-
raussetzungen für einen Widerruf oder eine Rücknahme.

E.76

Die Kostenentscheidung folgt aus �154 Abs. 1, �162 Abs. 3 VwGO. Der Senat77
sieht nach �167 Abs. 2 VwGO davon ab, die Kostenentscheidung für vorläu�g
vollstreckbar zu erklären.

Die Revision war nicht zuzulassen, da die Voraussetzungen des �132 Abs. 2 Vw-78
GO nicht vorliegen.

Beschluss vom 2. Juli 201479

Der Streitwert wird nach �63 Abs. 2 und �52 Abs. 1 GKG i.V.m. Nr. 34.2, 2.2.180
des Streitwertkatalogs 2004 endgültig auf 30.000,� EUR festgesetzt.

Der Beschluss ist unanfechtbar.81
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